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AKTUELL 
Ja zu Regierungsprogramm 

(spk) Der  Kongress der sowjeti
schen Volksabgeordneten hat am 
Dienstag in Moskau nach viertägi
gen Diskussionen das umstrittene 
Regierungsprogramm zur Gesun
dung der Wirtschaft angenommen, 
meldete die Agentur TASS. 1532 
Deputierte votierten dafür, 419 da
gegen, 44 enthielten sich. 

Rumänien dicht 
Rumänien hat nun auch seine 

Grenze zu Bulgarien für Touristen 
geschlossen. Dies meldete am Mon
tag abend das bulgarische Fernse
hen in Sofia. Die rumänische 
Grenzbehörde lässt danach «ohne 
irgendeine Begründung bis auf wei
teres» nur noch Transitreisende und 
Lastwagen einreisen. 

Scowcroft besuchte Peking 
Der  amerikanische Sicherheitsbe

rater Brent Scowcroft' war im Auf
trag von Präsident George Bush be
reits im Juli in gehein sr Mission in 
Peking. Der  Sprechet des Weissen 
Hauses, Marlin Fitzwater, bestätig
te entsprechende Berichte der Fern-
seh-Gesellschaft CNN. Z u  dem 
Zeitpunkt hatte Bush offiziell alle 
hochrangigen Kontakte mit Peking 
untersagt. 

Asylbewerber im Hungerstreik 
1300 türkisch-bulgarische Asylbe

werber haben am Montag in diver
sen Aufnahmelagern Schwedens 
mit einem Hungerstreik begonnen. 
Sie wollen damit gegen eine in der 
vergangenen Woche von der Stock
holmer Regierung verfügte Ver
schärfung der Asylbestimmungen 
protestieren und verlangen gleich
zeitig eine rasche Abwicklung ihrer 
Asylanträge. 

Der Schutz des Bodens als Ausdruck der Eigenständigkeit 
Die Schaffung einer landes weiten Landwirtschaftszone ist nach wie vor ein dringendes Anliegen - Sicherung der Ernährungsbasis 

(G.M.) - Für die Landwirtschaft der 
Zukunft liegt, wie Regierungschef-Stell
vertreter Dr. Herbert Wille vor kurzem 
erklärte, ein Leitbild vor. Gleichzeitig 
mit dieser Leitbild-Arbeit haben sich im 
kommenden Jahr Regierung und Land
tag nochmals mit dem Projekt der landes
weiten Landwirtschaftszone zu beschäfti
gen, nachdem diese Vorlage zur weiteren 
Besprechung mit den Gemeindebehör
den aus dem Landtag zurückgezogen 
wurde. Zwei Komponenten prägen diese 
wichtige Vorlage: Einerseits die Siche
rung der Emährungsbasis in unserem 
Land, anderseits die Erhaltung der Land
schaft durch den Schutz der landwirt
schaftlich nutzbaren Flächen. 

Diese beiden Aspekte sind in der Dis
kussion um die Erhaltung der Landwirt
schaft durch die Sicherung und Erhaltung 
der Landwirtschaftsflächen weitgehend 
unbestritten, nachdem in den letzten Jah
ren ein erheblicher Verlust an Kulturland 
durch die Ausweitung der Baugebiete 
stattgefunden hat. Die Liechtensteinische 
Gesellschaft für Umweltschutz (LGU) 
fasste diese Situation in einem Bericht 
mit den Worten zusammen: «Die starke 

wirtschaftliche Entwicklung des Fürsten
tums Liechtenstein seit dem Zweiten 
Weltkrieg hat, neben anderen Auswir
kungen, dazu geführt, dass grosse Flä
chen landwirtschaftlich nutzbaren Landes 
unwiederbringlich anderen Nutzungen 
zugeführt wurden. So hat sich die land
wirtschaftlich nutzbare Fläche zwischen 
1930 und 1980 von 4940 Hektaren auf 
3635 Hektaren, also um ein Viertel ver
ringert. 700 Hektaren oder 54 Prozent 
des Bodenverlustes fallen allein in den 
Zeitraum von 1955-1975, was einem jähr
lichen Bodenverbrauch von 35 Hektar 
landwirtschaftlich wertvollen Landes ent
spricht.» Andere Berechnungen gehen 
sogar von einem Kulturlandverlust von 
jährlich bis 50 Hektar aus. 

Kulturlandverlust stoppen 
Mit dem vorgesehenen gesetzlichen 

Schutz der Landwirtschaftsflächen durch 
die Gemeinden gemäss dem Regierungs
antrag könnte diesem Kulturlandverlust 
Einhalt geboten werden. Die Schaffung 
der Landwirtschaftszone wird daher zu 
einem Instrument der Raumplanung, die 
weiteren Instrumenten zur Erhaltung un

seres Lebensraumes bedarf. D e r  FBP-
Vorstoss zur Schaffung einer landeswei
ten Landwirtschaftszone wurde daher mit 
den Worten begründet: «Die Schaffung 
und der langfristige Schutz einer Land
wirtschaftszone ist für die Zukunft unse
res Landes lebenswichtig. Die Existenzsi
cherung der landwirtschaftlichen Betrie
be und die Erhaltung der vielfältigen, 
gewachsenen Kulturlandschaft kann nur 
durch den gesetzlichen Schutz der noch 
vorhandenen Landwirtschaftsflächen ge
währleistet werden.» Gemäss diesen For
derungen legte die Regierung dem Land
tag ihren Bericht und ihre Vorlage vor, 
die nach dem Rückzug aus dem Parla
ment erneut intensiv mit den Gemeinden 
diskutiert werden soll. 

Gemeindeautonomie bleibt erhalten 
Wie uns Regierungschef-Stellvertreter 

Dr.  Herbert Wille auf Anfrage erklärte, 
hat die erste Kontaktnahme mit den Ge
meindebehörden bereits stattgefunden. 
Mit seinem zügigen Vorgehen verbindet 
sich die Hoffnung, dass das Projekt Land
wirtschaftszone nach über zehn Jahren 
Diskussion endlich, bevor es zu spät ist, 

Brandenburger Tor 
bald offen 

Dresden (AP) Bundesbürger und 
Westberliner können schon ab 24. De
zember ohne Visum in die D D R  reisen. 
Dies teilte DDR-Ministepräsident Hans 
Modrow am Dienstag in Dresden vor 
Journalisten in Anwesenheit von Bundes
kanzler Helmut Kohl mit. Kohl und Mo
drow hatten zuvor mehrere Stunden mit
einander gesprochen. Die Abschaffung 
des Zwangsumtausches erwähnte Mo
drow nicht ausdrücklich. 

Das Brandenburger Tor  in Berlin wird 
noch vor Weihnachten als Grenzüber
gang für Fussgänger geöffnet. Das teilte 
Modrow auf der Pressekonferenz mit. 

Kohl sagte, möglichst noch vor Weih
nachten sollten alle politischen Gefange
nen freigelassen werden. 

Kohl sagte: «Dieses Weihnachtsfest 
1990 hat für die Deutschen ein besonde
res Gewicht.» A n  Modrow gewandt, füg
te e r  hinzu: «Ich bin nach dem ersten 
Kontakten mit Ihnen und Ihren Mitarbei
tern optimistisch, dass wir 1990 aein gute 
Stück auf diesem Weg vorankommen 
werden.» 
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Die Finanzpolitik ist in Bewegung geraten 
Neue finanzpolitische Zielsetzungen aufgrund von FBP-Interventionen im Landtag 

(G.M.) - Nachdem jahrelang das 
gleiche Spiel der Finanzpolitik mit 
Jammern bei der Budgetierung und 
Triumphieren bei der Bekanntgabe des 
Rechnungsergebnisses getrieben wur
de, ist nun in die Finanzpolitik auf
grund der FBP-Interventionen im 
Landtag etwas Bewegung geraten. Die 
Regierung hat für den Voranschlag 
neue finanzpolitische Ziele gesetzt, die 
Einnahmen wurden im Gegensatz zu 
früheren Jahren realistischer einge
schätzt. Wie sich diese Kurskorrektur 
der Finanzpolitik auswirken wird, 
bleibt abzuwarten. 

Das Zusammenwirken von-Minder
ausgaben und Mehreinnahmen ver
schonte in der jüngsten Vergangenheit 
den Staatshaushalt weitgehend von De
fiziten. Den Mehreinnahmen lag 
einerseits die gute Wirtschaftslage zu
grunde, anderseits half jedoch die Re
gierung mit einer übervorsichtigen 
Budgetierung im Sinne der Bildung 

einer finanzpolitischen Pufferzone dem 
Endergebnis bereits bei der Erstellung 
der Voranschläge nach. Die Minder
ausgaben, die sich vorwiegend im Inve
stitionsbereich zeigten, konnten durch 
die Forcierung oder Bremsung von 
Bauvorhaben ebenso beeinflusst 
werden. 

Kurskorrektur notwendig 
Nachdem die Regierung im letzten 

Jahr den Abbau von Reserven in er
heblicher Höhe vorgesehen hatte, zog 
die FBP-Fraktion im Landtag gleich
sam die Notbremse. Unter dem Ein
druck, dass die Regierung schon da
mals - wie Regierungschef Brunhart 
versichert hatte - eine realistische Bud
getierung vorgenommen habe, wollte 
sie diese Marschrichtung in eine Defi
zitwirtschaft nicht mehr mitverantwor
ten und lehnte die Zustimmung zum 
Budget 1989 ab. Inzwischen ist klar 
geworden, wie die Regierung im Be

richt zur Finanzplanung schreibt, dass 
für das laufende Jahr mit einem erheb
lich höheren Einnahmenergebnis ge
rechnet werden kann. Der  Einsatz von 
Reserven dürfte sich damit beinahe 
oder möglicherweise auch ganz erüb
rigen. 

Bildung von weiteren Reserven 
Im Unterschied zur VU, die den er

heblichen Abbau der Reserven gemäss 
Budget 1989 zu verantworten gewillt 
war, setzte sich die FBP-Fraktion im 
Landtag nachhaltig für die weitere Auf
stockung der Reserven ein. Nach Auf
fassung der FBP-Fraktion sollten in 
einer Zeit ausgeprägter guter Konjunk
tur die Reserven nicht abgebaut, son
dern zur Bewältigung künftiger Aufga
ben erhalten oder weiter geäufnet 
werden. 

Über die finanzpolitischen Zielsetzun
gen der FBP weitere Berichte a u f  Seite 3 
der heutigen Ausgabe. 

verwirklicht werden kann. D e r  erste Vor-
stoss zum Schutz des landwirtschaftlichen 
Bodens durch die Abgeordneten Josef 
Biedermann (FBP) und Franz Beck (VU) 
erfolgte bereits 1978 in Form eines Postu
lates. Die Regierung mit Ressortinhaber 
Regierungsrat Walter Oehry Hess sich 
nicht weniger als sieben Jahre Zeit, u m  
dann in einem Bericht die enttäuschende 
Schlussfolgerung zu ziehen, dass ein Ge
setz über die Schaffung einer Landwirt
schaftszone «die Kompetenzen der Ge
meinden hinsichtlich der Aufstellung von 
Zonenplänen nicht nur stark beschnei
den, sondern auch die Gemeindeautono
mie verletzen würde.» 

Die von Regierungschef-Stellvertreter 
Dr. Herbert Wille unterbreitete Geset
zesvorlage, die aufgrund einer FBP-Mo-
tion erstellt wurde, gelangt mit der Ge
meindeautonomie nicht in Konflikt. Die  
Gemeinden haben nach dieser Vorlage 

nach wie vor die Kompetenz, die Land
wirtschaftszone nach ihrem Gutdünken 
festzulegen. Das  Gesetz verpflichtet die 
Gemeinden lediglich, eine Landwirt-
schaftszone in einer bestimmten Grösse 
auszuscheiden. Dabei geht die Vorlage 
vom Grundsatz aus, im Gesamtinteresse 
des Staates das landwirtschaftlich nutzba
re Land auf Dauer zu erhalten und insbe
sondere den für eine ausreichende Eigen
versorgung notwendigen Boden zu si
chern. 

Eigenständigkeit sichern 
Die Erhaltung des Landwirtschaftsbo

dens und die Sicherung der landwirt
schaftlich nutzbaren Flächen erhält auch 
eine Bedeutung in bezug auf die Erhal
tung der Eigenstaatlichkeit. Landtagsvi
zepräsident Josef Biedermann (FBP), 
einer der konsequentesten Mahner für 
die Zukunftssicherung unserer Land
schaft und Umwelt, hat  in seinem Votum 
zum UNO-Beitritt eine Parallele zwi
schen diesem aussenpolitischen Schritt 
und der Landwirtschaftszone gezogen -
beides sichert nach seiner Überzeugung 
unsere Eigenständigkeit. Mit Hinweis auf 
das Projekt Landwirtschaftszone forderte 
er dazu auf, neben den Bemühungen u m  
die Erhaltung der  Souveränität «ver
mehrt global zu denken und solidarisch 
zu handeln». Wenn die Vorlage voraus
sichtlich im kommenden Frühjahr wieder 
in den Landtag kommt, wird sich weisen, 
welcher Stellenwert diesem Wort  zuge
ordnet wird. 

EG und EFTA planen gemeinsamen europäischen Wirtschaftsraum 
Gemeinsame Erklärung der EG- und Efta-Aussenminister - Verhandlungsbeginn im ersten Halbjahr 1990 geplant 
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Brüssel (AP) Die beiden westeuropäi
schen Wirtschaftsblöcke E G  und Efta ha
ben am Dienstag in Brüssel beschlossen, 
noch im ersten Halbjahr 1990 Verhand
lungen zur Schaffung eines Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) aufzunehmen. 
Ziel ist eine starker strukturierte Koope
ration beider Wirtschaftblöcke und letzt
lich die Teilhabe der sechs Efta-Staaten 
am geplanten Binnenmarkt der Zwölfer-
EG. Für die Schweiz nahmen Bundesprä
sident Jean-Pascal Delamuraz und Aus-
senminister Rene Felber an der Minister
tagung teil. Unser Land war durch Regie
rungschef Hans Brunhart, Botschafter 
Prinz Nikolaus und Dr. Benno Beck so
wie Dr. Andrea Willi vom Amt für Aus
wärtige Angelegenheiten vertreten. 

In einer am Dienstag von beiden Seiten 
einstimmig verabschiedeten Erklärung 
wird jetzt die «Verwirklichung des freien 
Waren-, Dienstleistungs-, Kapital- und 
Personenverkehrs» mit dem Ziel eines 
Europäischen Wirtschaftsraumes gefor
dert. Das bedeutet, dass letztlich zwi
schen E G  und Efta die Grenzen ebenso 
fallen werden wie dies innerhalb der Eu
ropäischen Gemeinschaft (EG)  bereits 
für 1993 geplant ist. , 

Unabhängigkeit von EG und EFTA 
Vorgesehen ist ferner, die Zusammen

arbeit in den Bereichen Forschung und 

Entwicklung, Umwelt, Bildung, Arbeits
bedingungen und soziale Sicherung, Ver-
braucherschutz und Fremdenverkehr zu 
verstärken. Beide Seiten wollen sich auch 
darum bemühen, das wirtschaftliche und 
soziale Gefälle zwischen den  einzelnen 
Regionen der betreffenden Länder abzu-, 
bauen. Allerdings sind sowohl E G  als 
auch Efta übereingekommen, dass die 
Unabhängigkeit beider Organisationen 
auch künftig gewährleistet sein muss. 

Entscheidungsautonomie für beide Seiten 
Die sechs Länder der  Europäischen 

Freihandels-Assoziation (Efta) verpflich
teten sich im weitern, künftig der  E G  
gegenüber mit einer Stimme aufzutreten. 

Weiter heisst es in der gemeinsamen Er 
klärung, dass beiden Seiten volle Ent
scheidungsautonomie gewährt werden 
müsse. 

So sollen in den n u n  anstehenden 
Verhandlungen Verfahren, gefunden wer
den, die wirksam sicherstellen, «dass die 
Standpunkte beider Seiten berücksichtigt 
werden, um so die Erlangung eines Kon
senses über die Beschlüsse betreffend den 
Europäischen Wirtschaftsraum zu er
leichtern». Auch gelte es  geeignete For
meln zu entwickeln, «die es ermöglichen 
zu gewährleisten, dass die gemeinsamen 

Rechtsvorschriften unmittelbar Geltung 
haben». 

Weitere exploratorische Gespräche 
Was den Fahrplan für die Verhandlun

gen betrifft, so soll deren Beginn «mög
lichst bald im ersten Halbjahr 1990» erfol
gen, wie es in der Erklärung weiter heisst. 

Zunächst sollen die vorbereitenden Bera
tungen weitergeführt werden mit dem 
Ziel, unter optimalen Bedingungen in die 
Verhandlungen einzusteigen. 

Die Ursprünge des E W R  gehen auf die 
ersfe gemeinsame Ministertagung von 
E G  und Efta im Jahre 1984 in Luxemburg 
zurück. Das nähere Zusammenrücken 
der beiden Blöcke wurde dann im vergan
genen Januar durch EG-Kommissions
präsident Jacques Delors beschleunigt. 
Delors schlug eine neue Form der Asso
ziation der beiden westeuropäischen 
Wirtschaftsgruppen mit institutionellen 
Strukturen sowie gemeinsamen Ent
scheid* und Verwaltungsorganen vor. 

Zusammenarbeit mit der Schweiz 
Nach einer Mitteilung des Presseamtes 

gab Regierungschef Hans Brunhart in 
Brüssel eine Erklärung ab, in der  e r  -
zusammenfassend - folgendes ausführte: 
Liechtenstein ist durch ein Sonderproto
koll der EFTA zugehörig, dessen Grund

lage ein Zollvertrag zwischen der Schweiz 
und Liechtenstein bildet, der unser Land 
in vorteilhafter Weise stark in den 
schweizerischen Wirtschaftsraum einbin
det und Handelsverträge der Schweiz 
auch für Liechtenstein anwendbar macht. 

Die Entwicklung der letzten Jahre, vor 
allem aber die Arbeiten der letzten Mo
nate haben gezeigt, dass die Zusammen
arbeit der Gemeinschaft und den EFTA-
Ländern immer mehr Bereiche einbezie
hen wird, die durch diesen bilateralen 
Zollvertrag nicht gedeckt sind. Insbeson
dere auf den Gebieten des freien Kapital*-
und Dienstleistungsverkehrs sowie bei 
den flankierenden Massnahmen ist dies 
der  Fall. 

Unser Land möchte die enge und ver
trauensvolle Zusammenarbeit mit der 

•Schweiz fortführen. Gleichzeitig wünscht 
es aufgrund der eben geschilderten Sach-, 
läge an der in Aussicht genommenen 
Vereinbarung zwischen der Gemein
schaft und den EFTA-Staaten als siebter 
EFTA-Staat teilnehmen zu können. Wir 
haben es daher auch begrüsst, dass im 
Rahmen der Bestandesaufnahme durch 
die hohen Beamten die Möglichkeit, 
Liechtenstein neben den EFTA-Mitglied-
jstaaten als Vertragspartei zu haben, fest
igehalten wurde. Dabei sind wir uns des 
:Sonderstatus unseres Landes innerhalb 
.der EFTA bewusst. 


